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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL
DES

REGIERUNGSRA-i-ES DES KANTONS SOLOTHURN
VOM

5. Juli 1963 Nr. 3729
-~-

1. In der Zeit vom 23. April bis zum 23. Mai 1962 wurde in

Rickenbach der Bebauunp~spian_~Süd mit da hr~~r

~ordnun ~ffentlieh aufgelegt. Eine entsprechende Publikation
wurde ordntmgsgem~ss in Nr, 16 des Amtsblattes des Kantons Solothurn

vom 20, April 1962 sowie in Nr. 6 des Anzeigers für das Gäu und Thal

vom 19. April 1962 publiziert.

Gegen diese Planauflage gingen beim Gemeinderat folgende Ein—

sprachen ein:

a) Herr Meinrad Borer, Lehrer, Rickenbach

b) Herr Rudolf Aeberhard, Landwirt, Rickenbach

c) Herr und Frau Kamber—Karlj, Kappel b/Olten

d) Herr Edmund Peier, Kaufmann, Rickenbach

Die Einsprache a) wurde durch den Gemeinderat gutgeheissen,

die unter b) aufgefüi~rte wurde zurückgezogen,

Der Gemeinderat hat die unter c) und d) aufge±‘u1~rten Beschwerden
am 9. Juli 1962, die Gemeindeversa~lung am 14, September 1962 abge—

wiesen,

Gegen diesen Beschluss der Gemeindeversammlung erhoben Herr
und Frau Kamber-Karlj sowie Herr Edmund Peier beim Regierungsrat

Beschwerde0

II. Die beiden Beschwerden sind innert der gesetzljchen Frist
von 14 Tagen eingetroffen. Sowohl Herr Peier wie auch Herr und Frau

I~anaber-Karlj als Eigentümer von durch den aiffg~Iegten Plan direkt

bertihrten Grundstücken sind zur Beschwerde legitimiert, Daher ist

auf die Beschwerden einzutreten.
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III a) B eschwerde von Herrn und Fräu Kamber-Karli:

Zu ihrer Beschwerde führen Rerr und Frau Kamber~Karli als

Eigentümer von GB Rickenbach Nr.~ 395 in erster Linie aus,

dass die geplante Bushalt~eIl~ “ihre Liegenschaft verschandle

und entwerte. Die Gemeinde dagegen legt dar, dass durch die

Fussgängerunterfiihrung grosse Vorteile entstehen. Weiter bean

standen die Beschwerdeführer, dass der direkt~ Zugang zur ~YIiihle—

gasse wegfalle~ Die Gemeind~ weist darauf hin, dass eine kreuzungs

freie Einfahrt viel zu teuer käme und zudem das Grundstück der

Beschwerdeführer viei intensiver tangieren würde~ Di~ Kreuzung

mit der Hauptstrasse ~ niveau muss fallen gelassen werden und zwar

im Interesse eines reibungslosen Ablaufes des Verkehrs auf der

Kantonastrasse. Es ist richtig, dass die Liegenschaft des Beschwerde—

führers von der Bushaltestelle tangiert wird, Eine andere Lösung

ist jedoch aus folgenden Gründen nicht möglich: Die Haltestelle

liegt im Bereich der östlich projektierten Kreuzung, Eine Ver

schiebung nach Osten ist nicht denkbar, weil die Haltestelle sonst

zu sehr in den Bereich der Kreuzung käme, was verkehrstechnisch nicht

zu verantworten ist~ Zudem ist auf der Höhe der Liegönschaft der

Beschwerdeführerbzw~, der Bushai~estelle eine Fussgängerunterfiihrung

projektiert, welche dazu dient, den Fussgängerverkehr voi~ südlichen

zum nörcllichön Dorfteil, besonders aber auch zur BushaItestelle

zu leiten, Die Beschwerdefiihrer bezeichnen die bestehende Bushalte—

stelle beim Konsum~erkaufsladen als den heutigen verkehrtechnischen

~nforderungen entsprechend. Demgegenüber muss festgestellt werden,

dass die verkehrstecbnische Situation im fraglichen Ge1~!et den

heutigen i~nforderungen nicht mehr entspricht. Die Kreuzung Mühle—

gasse—Kantonsatrasse ist unübersichtlich, eine ständige Gefahren

quelle und muss daher aufgehoben werdend Dass im Zusammenhang damit

die Bushaltestelle dorthin verlegt wird, wo sie den Verkoh:~zfluss am

wenigsten stört und zudem an der Fussgängerunterführung liegt, ist

selbstverständlich.
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Weiter wird von den Beschwerdeflihrern ge1t~nd gemacht, dass

durch die Verkehretejier der direkte Zugang vdz~ der MLthlegasse

;~Z,U ihrer Liegenschaft unterbunden wird, Aus dem bereits Ge

sagten geht hervor, dass die Kreuzung Müh1egasse~Du~ohg~n~g_

strasse aufgehoben werden soll; der Verkehretejier ist Bes~and—

teil der weiter östlich geplanten neuen Kreuzung~ ~r wurde ab-

sichtlich bis zurMühiegasse ge~zogen1 um auf diese Weis~ die
~mit Fahrzeugen z~u veru±imögljchen,

Der ~Zugang zur Liegenschaft der Beschwerdeführer ist jed6dh. in

keiner Weise unterbunden, Mit Fahrzeugen kann von Osten her

zum Grundstück gefahren werden, ferner auf dem Nordteil der

Muhlegasse, Zudem gelangt man zu Fuss durch die projektierte

Unterführung direkt zur Liegens~haft Kamber-KarLi.

Aus diesen Erwägungen geht hervor, dass eine Beeinträchtigung
der Liegensohaft der Beschwerdefijj~r~~ in der voi-i ihne~i geltend

gemachten Weise durch den projektierten Strassenausbau nicht

erfolgt, Wohl wird möglicherweise ein Teil des Landes beansprucht,

Dafür werden die Beschwerdeführer im gegebenen Zeitpunkt jedoch

entschädigt,

Aus diesen Grunden ist die Beschwerde von Herrn und Frau

Kamber—Karli abzuweisen,

b) ~erde des Herrn Edmund Peier Rickenbach
( Herr Peier weist darauf hin, dass die Baulinie von 4 auf 9.17 m

zurückverlegt werde0 Gemass § 31 des kantonalen Normalbaureglementes

betragt der Abstand ober— und unterirdischer Bauten von Durch—

gangestrassen 1, Klasse 8 Meter, Dass die Baulinie hier noch

weiter zuruckversetzt wurde, steht im Zusammenhang mit der

Uebersicht auf die projektierte ostlich gelegene Kreuzung

D3,e Kantonestrasse wird auch in ausgebautem Zustand noch eine

leichte Biegung aufweisen~ Daher ist die Baulinie auf der Sud—

seite der Strasse so ausgebildet, dass eine Erweiterung des

Blickfeldes Richtung Osten ermoglicht wird~
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Dj~ weitern Ausführungen der Beschwerde haben in erster Linie die

Entwertung der Liegenschaft des Beschwerdeführers zum Inha1t~ Dazu

ist zu sagen, dass tatsäQhlich durch den Strassenausbau und die

Fussg~ngerunterführung die Liegenschaft Peie~- zum Teil beans~rticht

wird0 Im gegebenen Zeitpunkt wird man daher mit dem Grundeigentümer

über ~en Erwerb der Ikiegenschaft in Verhandlungen treten müsden.

Herr Peier wendet sich eben~falls gegen die Aufhebung derKreu~ung

Mühiegasse-Durchgangsetrasse und die Verl~ngerüng. In dieser Be

ziehung kann auf die unter lit. a gemachten Ausführungen verwi~sen

werden. Weiter führt Herr Peisr in seiner Beschwerde-aus, man müsse

erst die Entwicklung abwarten, bis man die Strassenführung und die

Baulini~nahstände cndgiiltig festlege, Dies widerspricht jedoch

grundsätzlichjeder Planung, Eine seriöse planung muss ai~ff Grund

von Erfahruingszahlen die ~ntwicklung der kommenden Jahre und Jahr

zehnte beracksichtigen. ~ine Entl~stung der Kantonsstrasse durch

die kommende Autobahn, wie sie der Beschwerdeführer~ieht,~mag

wohl zum Teil- erfolgen, jedoch nur r~lativ: DerBestand-.an Motor-

fahrzeugen nimmt derart stetig zu, dass in diesem Zeitpunkt

die Hauptstrassen mindestens so stark frequentiert seih dürften

wie heute, und im Nahverkehr: eher noch intensiver belastet sein

werden0 .

Diese Erw~gun~en zeigen, dass die Planung in Rickenbach vollkommen

berechtigt und dringend notwendig ist Die vom Beschwerdeführer

ange~rachten Argumente können nicht zu einer Aenderung des Planes

führen, auch wen~n seine Liegenschaft “zür Sonne“ durch den geplanten

Strassenausbau so stark tangiextwird, dass derStaat diesewahr—

scheinlich wird erwerben mli~ssen. Daher ist auch diese Beschwerde

abzuweisen. - - -

1V0 Formell wurde das Planverfahren richtig durchgefuhrt, Materiell

ist zu sagen, dass-die Planung auch i~ezüglich der Einteilung der

Zonen den modernen Planung runds~tzenentspric1ita Mit dem Teil—

zonenplan hat die G~meind•e am~ 14. September 1962 die entsprechende

Zonenordnung genehmigt, welche in allen Teilen den geltenden kanto—

nalen Vorschriften entspricht0 Der Genehmigung des vorgelegten
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Teilzonenpianes mit Zonenordnimg steht demnach nichts entgegen,

Gleichzeitig reichte die Gemeinde ein dem kantonalen Normalbau~

reglement angepasstes Baureglement ein. Dieses Reglement ist

ebenfalls zu genehmigen.

E~ wird

beschlossen:
1, Die Beschwerde von Herrn und. Frau Kamber—Earli, Kappel, gegen

den Beschluss der Einwohnergemeindever5~~~~g von Rickenbach

vom 14. September 1962 wird abgewiesen,

2, Die Beschwerde von Herrn Edmund Feier, Rickenbach, gegen den

Beschluss der Einwohnergemeindever5~~~~g von Rickenbach vom
( 14. September 1962 wird abgewiesen,

3, Dem Bebauungs— und Teilzonenplan Süd von Rickenbach mit dazu
gehöriger Zonenordnung wird die Genehmigung erteilt.

4. Dem Baureglement von Rickenbach wird die Genehmigung erteilt.
~ Fr. 30.--) von der Gemeinde Rickenbach
Publjkationskosten Fr. 14.——) zu bezahlen (Staatskanzlei Nr,
Entschejdgebj~r Fr. 60.—— von den Beschwerdefj~rern l003)r~

Kamber und Feier je zur Hälfte
zu bezahlen (Staatskanzlei Nr.

1004) NN
Der Staatsschreiber~

Bau—Departement (4), mit Akten
K&nt, Hoehbauamt (2)
Kant, Tiefbauamt (2)
Kant0 Planungsstelle (2), mit 1 gen. Plan und 2 gen, Reglementen

(Zonen— und Baureglement)
Jur. Sekretär des Bau_Departementes (2), mit 1 gen. Bau.reglement
Kant. Finanzverwaltung (2)
Amtsehrejberej Olten (2), mit 1 gen. Plan und 1 gen. Baureglement
Kreisbauamt II Olten (2), mit 1 gen. Plan und 1 gen, Baureglemont
Amman~naj~ Rickenbach (2),mit Akten, 2 gen, Plänen, 1 gen, Zonenordnung

und 2 gen, Baureglementen
Baukom~jssjon Rjokenbaoh (2)
Herrn und Frau Kamber-ICarij, Kappel b/Olten NN
Herrn Edmund Feier, Kaufmann, Rickenbach I‘JN
Amtsblatt (Veröff, von Ziff, 3 und 4 des Diapositivs)
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